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ZEITGESPRACH

Wachstumsbedarf 
und Wachstumsbedingungen
Wachstum wird als Voraussetzung für die Lösung des Beschäftigungsproblems in mittlerer Sicht ange­
sehen. Wie hoch ist der Wachstumsbedarf? Wie sind die Wachstumsbedingungen?

Hans-Jürgen Schmahl

Pessimismus ist nicht zwingend

Über die Notwendigkeit oder 
Wünschbarkeit von etwas 

mehr oder etwas weniger W irt­
schaftswachstum mochte man 
trefflich streiten, solange man 
Wachstum mit Vollbeschäftigung 
hatte. Bei 1 Mill. Arbeitslosen ist 
das nicht mehr möglich. „Vor­
rangige wirtschaftliche Aufgabe 
der Bundesregierung fü r die
8. Legislaturperiode ist die Ar­
beit zur Wiederherstellung und 
zur Sicherung der Vollbeschäfti­
gung“ , heißt es in der Regie­
rungserklärung des Bundeskanz­
lers vom 16. Dezember 1976'). 
Dies wird nur bei ziemlich kräf­
tigem Wirtschaftswachstum er­
reichbar sein.

Wirtschaftswachstum als wich­
tigste — wenn auch gewiß nicht 
einzige — Voraussetzung für die 
Lösung des Beschäftigungspro­
blems anzusehen, bedeutet zu­
gleich ein Urteil über die „Qua­
lität“ der herrschenden Arbeits­
losigkeit. Arbeitslosigkeit, die 
durch Wirtschaftswachstum be­
hoben werden kann, ist — um es 
negativ zu definieren — „nicht­
strukturell“ . „S trukture ll“ im 
Sinne von „nicht durch W irt­
schaftswachstum zu beseitigen“ 
ist Arbeitslosigkeit nur dann, 
wenn es „Merkmalsdifferenzen 
zwischen Angebot und Nach­
frage am Arbeitsm arkt“ 2) gibt, 
m. a. W., wenn Arbeitsplätze zwar 
vorhanden, die verfügbaren Ar­
beitslosen aber nicht für die Be­

setzung dieser Plätze geeignet 
sind. Daß es solche Fälle gibt, 
zeigen entsprechende Meldun­
gen. Untersuchungen des Insti­
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufs­
forschung kamen jedoch zu dem 
Ergebnis, daß nur rd. 10 %  der 
Arbeitslosigkeit im Jahre 1975 
strukturell im Sinne dieser Defi­
nition waren. Das war sogar 
noch etwas weniger als im Re­
zessionsjahr 19673).

Wenn auch nur ein kleiner Teil 
der gegenwärtigen Arbeitslosig­
keit struktureller Natur im stren­
gen Sinne des Begriffs ist, so 
gibt es offenbar noch eine wei­
tere Kategorie, die ebenfalls 
„struktu re lle “ Elemente enthält. 
Es ist jene Arbeitslosigkeit, die 
mit einer „Überteuerung“ der 
Arbeitskraft gemessen an ihrer 
Produktionsleistung erklärt wer­
den kann. Die Beschäftigungs­
höhe hängt nicht nur vom Um­
fang der Gesamtnachfrage ab, 
sondern auch vom Preis des Pro- 
duktionsfaktors Arbeit im Ver­
hältnis zum Preis der anderen 
Faktoren und zum Marktpreis 
des Produktes4). Schon der aus­
geprägte Hang zur Rationalisie­
rung in unserer Wirtschaft trotz 
insgesamt reichlich vorhandener 
Arbeitskräfte spricht dafür, daß 
es ein Problem der Überteue­
rung der Arbeitskraft geben 
muß. Zweifellos hat dazu auch 
die fortwährende Aufwertung der 
DM beigetragen. Welches Aus­

maß die „lohnniveau-bedingte“ 
Arbeitslosigkeit heute hat, ist 
nicht zu bestimmen. Wichtig ist, 
daß diese Eigenschaft reversibel 
ist, nämlich durch das, was man 
heute im allgemeinen eine „zu­
rückhaltende“ oder „maßvolle“ 
Lohnpolitik nennt.

Im Durchschnitt des Jahres 
1976 gab es 1 060 000 Arbeits­
lose. Hinzu kamen etwa 400 000 
Personen als „S tille  Reserve“ , 
also Beschäftigungslose, die 
nicht (mehr) als arbeitslos ge­
meldet sind — etwa nach Aus­
schöpfung ihres Anspruches auf 
Arbeitslosengeld —, die aber bei 
einer Besserung der Beschäfti­
gungschancen vermutlich wieder 
einen Arbeitsplatz suchen wer­
den 5). Betrachtet man die mittel-

!) Presse- und In form ationsam t d er Bun­
desregierung: B u lletin  Nr. 135 vom 17. D e­
zem ber 1976, S. 1287.

2) Sachverständigenrat zur Begutachtung  
der gesam tw irtschaftlichen Entw icklung: 
Jahresgutachten 1976/77, Z iff. 106 ff.

3) Vg l. Ulrich C r a m e r : Zum Problem  
d er strukturellen A rbe its losigkeit, in: M it­
teilung en  aus d er Arbe itsm arkt- und Be­
rufsforschung, 9. Jg./1976, Heft 2, S. 224. 
Therapeutische Ansätze für d iese Art von 
A rbeits losig keit sind Um schulung, Reha­
b ilita tio n , M o b ilitä tsh ilfe  u. ä.

4) In e ine griffige Form el gebracht heißt 
das, „wo im m er , über Löhne verhandelt
w ird, (steht) stets auch d ie  S icherheit der 
A rbe itsp lä tze  auf dem  S p ie l". H erb ert 
G i e r s c h :  N eue R o llen  für d ie  G rup­
pen, in: m anager m agazin, Nr. 1/1977, 
S. 16.
5) V g l. W olfgang K I a u d e r , Peter 
S c h n u r :  M ögliche Auswirkungen d er  
letzten Rezession auf d ie  A rbe itsm arkt­
entw icklung bis 1990. M odellrechnung  
nach 26 Sektoren und g lo b ale  Arbe its­
m arktb ilanz unter a lternativen Annahm en, 
in: M itte ilungen  aus d er A rbe itsm arkt-  
und Berufsforschung, 9. Jg./1976, Heft 3, 
S. 238.
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fristige Perspektive, hier soll das 
die Zeit bis 1985 sein, so ist dar­
über hinaus ein gewichtiger de­
mographischer Einfluß zu be­
rücksichtigen. Die geburtenstar­
ken Jahrgänge kommen nun ins 
erwerbsfähige Alter, die Zahl 
der deutschen Erwerbspersonen 
steigt daher permanent an, nach­
dem sie von 1960 bis 1975 um 
nicht viel weniger als 2 Mill. 
zurückgegangen war.

Geht man von bestimmten An­
nahmen über Ausbildungsdauer, 
Erwerbsbeteiligung der Frauen 
und Zeitpunkt des Ausscheidens 
aus dem Erwerbsleben — u. a. 
aufgrund der Möglichkeiten der 
flexiblen Altersgrenze — aus, so 
wird der Nettozuwachs an Deut­
schen, die einen Arbeitsplatz an­
streben (das sog. Erwerbsper­
sonenpotential) in den Jahren 
1977 bis 1980 auf jahresdurch­
schnittlich rd. 80 000 und in den 
Jahren 1981 bis 1984 sogar auf 
durchschnittlich etwa 130 000 ge­
schätzt. 1985 wird das deutsche 
Erwerbspersonenpotential nach 
diesen Berechnungen um annä­
hernd 900 000 größer sein als 
19766). Wollte man die Arbeits­
losigkeit z. B. auf 300 000 im Jah­
resdurchschnitt reduzieren -  der 
niedrigste erreichte Jahresdurch­
schnitt war rd. 150 000 (1965 und 
1970) - ,  dann müßten also bis 
1985 für 2 Mill. Personen Be­
schäftigungsmöglichkeiten ge­
schaffen werden.

Die Schaffung von Beschäfti­
gungsmöglichkeiten für etwa 
2 Mill. Personen ist nicht gleich­
bedeutend m it der Aufgabe, 
2 Mill. neue Arbeitsplätze zu er­
stellen. Vielmehr gibt es derzeit 
zahlreiche Arbeitsplätze, die — 
in erster Linie wegen Nachfrage­
mangels und nur in geringem 
Umfang, wie gezeigt wurde, we­
gen Fehlens geeigneter Arbeits­
kräfte — nicht besetzt sind. Daß 
der gegenwärtige Bestand an 
unbesetzten Arbeitsplätzen nicht 
gerade gering sein kann, darauf 
deuten die vorhandenen unaus- 
gelasteten Kapazitäten hin. So 
betrug die Kapazitätsauslastung

116

in der Industrie, in der weniger 
als ein Drittel aller Erwerbstäti­
gen beschäftigt ist, im Oktober 
1976 nach Angaben des Ifo-Insti- 
tuts erst knapp 83 %  der „be­
triebsüblichen Vollauslastung“ . 
Das Deutsche Institut für W irt­
schaftsforschung beziffert die 
Zahl der Arbeitsplätze für den 
Durchschnitt des Jahres 1977 auf
22,5 Mill. (Unternehmen ohne 
Wohnungswirtschaft) ¡demgegen­
über beträgt die Zahl der in 
diesem Bereich Erwerbstätigen 
20,8 Mill., so daß nach dieser 
Berechnung im Jahre 1977 rd.
1,7 Mill. Arbeitsplätze unbesetzt 
s in d 7).

Eine Abschätzung der Zahl 
der neuen Arbeitsplätze, die man 
künftig braucht, wenn die Ar­
beitsplatzlücke auf mittlere Sicht 
geschlossen werden soll, ist 
schon angesichts der Unsicher­
heit über den Anfangsbestand 
sehr schwierig. Hinzu kommen 
die erwähnte Unsicherheit dar­
über, wie viele von den heute

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Prof. Dr. H.-J. Schmäht, 
47, is t stellvertretender 
Direktor und Leiter der 
Hauptabteilung Allgemeine 
Wirtschafts- und Konjunk­
tu rpo litik  des HWWA-In- 
stitu t fü r W irtschaftsfor­
schung-Hamburg.

Dr. Otto Vogel, 48, is t Ge­
schäftsführer und Leiter 
der Hauptabteilung Wirt­
schafts- und Sozialwissen­
schaften im Institut der 
Deutschen Wirtschaft in 
Köln.

Rudolf Henschel, 54, ist 
Leiter der Abteilung Wirt­
schaftspolitik im Bundes­
vorstand des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes in 
Düsseldorf.

unbesetzten Arbeitsplätzen noch 
den künftigen Anforderungen 
entsprechen werden, sowie die 
Probleme, die im Verfahren der 
Vorausschätzung liegen 8). Neue 
Arbeitsplätze werden begriffs­
mäßig durch Investitionen ge­
schaffen. Daß von einem be­
stimmten Umfang der Investi­
tionstätigkeit aber noch nicht auf 
einen bestimmten „Arbeitsplatz­
effekt“ geschlossen werden kann, 
ist in der öffentlichen Diskussion 
der letzten Zeit betont, ja über­
betont worden. Der Hinweis auf 
vorherrschende Rationalisie­
rungsmotive ist oft m it dem — 
so durchaus nicht zutreffenden — 
Schluß verbunden worden, die 
Investitionstätigkeit führe per 
Saldo sogar zum „W egrationali­
s ieren“ von Arbeitsp lätzen9).

Nur aufgrund bestimmter An­
nahmen über die Größe des 
bloßen Ersatzbedarfs einerseits 
und über die Entwicklung der 
Kapitalintensität („Rationalisie­
rung“ bedeutet letztlich höhere 
Kapitalintensität) andererseits 
kann man zu Ergebnissen kom­
men, in welchem Ausmaß die In­
vestitionen künftig steigen müs­
sen, wenn eine ausreichende 
Zahl neuer Arbeitsplätze ge­
schaffen werden soll. Für den 
Zeitraum bis 1980 liegen solche 
Rechnungen von verschiedenen 
Stellen v o r10). Sie kommen zu 
dem Ergebnis, daß die Anlage-

Vgl. G erhard K ü h I e w  i n d , M anfred  
T h o n :  Projektion des deutschen Er­
w erbspersonenpotentia ls  für d ie  Jahre  
1977, 1980, 1985 und 1990 -  Trend fort­
schreibung und zusätzliche Schätzung der 
A usw irkungen d er flex ib len  A ltersgrenze  
und des B ildungsgesam tplans, in: M itte i­
lungen aus d er A rbe itsm arkt- und Berufs­
forschung, 6. Jg./1973, S. 248.
?) V g l. Deutsches Institut fü r W irtschafts­
forschung: W ochenbericht Nr. 3-4/1977,
S. 27.
8) V g l. dazu Sachverständigenrat zur B e­
gutachtung d er gesam tw irtschaftlichen  
Entw icklung: Jahresgutachten 1976/77, An­
hang V III .
9) Z u r K ritik  d ieser Auffassung vgl. z . B. 
S achverständigenrat zur Begutachtung der 
gesam tw irtschaftlichen Entw icklung: Jah­
resgutachten 1976/77, Z iff. 298.

'0) Vg l. Deutsches Institu t fü r W irtschafts­
forschung: W ochenbericht Nr. 3-4/1976,
S. 26; Bundesm inisterium  für W irtschaft: 
Thesen zur m itte lfris tigen  gesam tw irt­
schaftlichen P rob lem atik  vom 20. 11.1975 
(unveröffentlichtes M anuskript); Sachver­
s tändigenrat zur Begutachtung d er ge­
sam twirtschaftlichen Entw icklung: Jahres­
gutachten 1976/77, Z iff. 302.
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Investitionen des Unternehmens­
bereiches (ohne Wohnungswirt­
schaft) in den nächsten Jahren 
real in der Größenordnung von 
8 bis 10 %  jährlich gesteigert 
werden müssen. Daß dies eine 
hohe Anforderung ist, zeigen die 
entsprechenden Zahlen für die 
Vergangenheit: im Durchschnitt 
der Jahre 1971 bis 1973 stiegen 
diese Investitionen um 1,5 %>, 
1974/75 gingen sie während der 
Rezession stark zurück, und 1976 
nahmen sie — vor allem durch 
die Investitionszulage — um rd. 
6 %  zu ") .

Zusammenfassend läßt sich 
also feststellen, daß eine Lösung 
des Beschäftigungsproblems auf 
mittlere Sicht, die sich nicht auf 
Symptomkuren beschränken will, 
ein relativ kräftiges Wirtschafts­
wachstum im doppelten Sinne 
des Begriffs voraussetzt: eine 
beachtliche Zunahme des realen 
Bruttosozialprodukts von Jahr zu 
Jahr und ein Wachstum des Pro­
duktionspotentials, das nur durch 
eine kräftige Steigerung der In­
vestitionen im Unternehmens­
bereich erzielt werden kann. Wie 
sind die m ittelfristigen Bedingun­
gen für einen solchen Anstieg 
des realen Bruttosozialprodukts 
im allgemeinen und der unter­
nehmerischen Investitionen im 
besonderen in der Bundesrepu­
blik einzuschätzen?

Dafür ist die Einschätzung 
durch die Unternehmen selbst 
eine wichtige Frage, sind sie es 
doch, die die Investitionsent­
scheidungen zu treffen haben 
werden. Das Ifo-Institut für W irt­
schaftsforschung hat mehrere 
tausend Führungskräfte aus dem 
Kreis der am Konjunkturtest des 
Instituts teilnehmenden Firmen 
aus Industrie, Bauhauptgewerbe, 
Groß- und Einzelhandel über ihre 
längerfristigen Wachstumsvor­
stellungen befragt, und zwar das 
erste Mal im Juni 1975, also 
noch ganz unter dem Eindruck 
der Rezession, und das zweite

1]) Vgl. Deutsches Institut fü r W irtschafts­
forschung: W ochenbericht N r. 3-4/1976,
S. 26.

Mal im November 1976, also 
nach deutlicher Wiederbelebung 
der wirtschaftlichen A k tiv itä t,2). 
Die folgende Tabelle zeigt die 
Erwartungen der Befragten für 
die nächsten 10 bis 20 Jahre.

Einschätzung des realen Wirt­
schaftswachstums der nächsten 
10 bis 20 Jahre in der Bundes­
republik durch Führungskräfte 

der Wirtschaft
(in %  d er Führungskräfte)

Juni
1975

N ovem ber
1976

W achstum von 
jährlich  3 bis 4 % 1 6
Wachstum  von 
jährlich 1 b is  2°/o 37 55
Stagnation 38 28
Schrum pfung 23 10
Kein Urteil 1 1

100 100

Q u e l l e :  Ifo -Institu t für W irtschaftsfor­
schung, M ünchen.

Aus der immer w ieder beob­
achtbaren Neigung, kurzfristige 
Einflüsse für dauerhaft zu halten, 
ist die sehr pessimistische Be­
urteilung der Wachstumsaussich­
ten mitten in der Rezession von 
1974/75 verständlich; nichts­
destoweniger ist es beachtlich, 
daß nicht weniger als 61 %  der 
Befragten die Vorstellung hatten, 
längerfristig werde die W irtschaft 
stagnieren bis schrumpfen. Noch 
viel beachtlicher aber erscheint 
es, daß auch im November 1976 — 
einem Jahr m it einer Wachs­
tumsrate des realen Brutto­
sozialprodukts von 5 Vj %  — 
immerhin noch 38 %  so außer­
ordentlich pessimistische Erwar­
tungen hatten. Und die überwäl­
tigende Mehrheit jener, die Ende 
1976 jedenfalls Wachstumschan­
cen sahen, vermuteten diese in 
der Größenordnung von 1 bis 2 %  
jährlich.

Ursachen der Verunsicherung

Welche Ursachen können den 
ausgeprägten Pessimismus er­
klären? Zunächst ist darauf hin­
zuweisen, daß eine skeptische 
Einschätzung der künftigen W irt­

12) V g l. Ifo -Institu t fü r W irtschaftsfor­
schung: Schnelld ienst N r. 1/1976, S. 6,
und Nr. 34/1976, S. 6.

schaftsentwicklung auch in der 
Bevölkerung im allgemeinen ver­
breitet ist. Schon deshalb wäre 
es zumindest voreilig, den Pessi­
mismus der Unternehmer als 
Zweckpessimismus abzutun. Bei 
den pessimistischen Erwartun­
gen der Wirtschaft, wie sie aus 
den zitierten beiden Befragungen 
durch das Ifo-Institut abzulesen 
sind, spielt die erhebliche Ge­
winnkompression der vergange­
nen Jahre sicherlich eine wich­
tige Rolle. Sie begünstigt ohne 
Zweifel auch die Neigung, die 
Zukunftsperspektiven in einem 
trüben Licht zu sehen. In der 
Tat wird nicht nur von Unter­
nehmerseite auf die Notwendig­
keit einer weiteren Verbesserung 
der Ertragssituation — über das 
im Verlauf des Jahres 1976 er­
reichte Maß hinaus — als Voraus­
setzung für einen dauerhaften 
Wachstumsprozeß hingewie­
sen 13). Die pessimistischen 
Wachstumserwartungen der W irt­
schaft implizieren sehr wahr­
scheinlich auch einen Pessimis­
mus hinsichtlich der Ertragser­
wartungen. Ob dieser auf m itt­
lere Sicht gerechtfertigt ist, kann 
schwerlich beurteilt werden. Das 
wird hauptsächlich davon ab- 
hängen, ob — bei gegebenen 
wirtschaftspolitischen Bedingun­
gen — ein Konsens zwischen 
den Tarifparteien über die Ver­
teilungsrelationen möglich ist.

Die pessimistischen Wachs­
tumserwartungen hängen aber 
auch mit einer ganzen Reihe 
anderer Risiken zusammen, mit 
denen man die künftige Entwick­
lung belastet sieht. Ohne An­
spruch auf Vollständigkeit und 
auf zutreffende Wiedergabe der 
Rangfolge, die sie aus der Sicht 
der Unternehmer haben mögen, 
sind hier folgende immer wieder 
genannte Probleme aufzuzählen:
□  Strukturwandel
0  Mangel an internationaler 

Wettbewerbsfähigkeit
T3) V g l. z. B. Arbeitsgem einschaft deut­
scher w irtschaftswissenschaftlicher For­
schungsinstitute e. V .: D ie Lage d er W elt­
w irtschaft und der westdeutschen W irt­
schaft im Herbst 1976, S. 14.
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□  Dirigistische Tendenzen 
in der Weltwirtschaft

□  Speziell: Dirigismus auf den 
Rohstoffmärkten

Q  Umweltschutzprobleme
□  Sättigungstendenzen.

Die hier gebotene Kürze der 
Behandlung der einzelnen Pro­
bleme erlaubt keine eingehende 
Darlegung aller möglichen Stand­
punkte. Sie muß sich darauf be­
schränken zu zeigen, inwieweit 
es zu der pessimistischen Grund­
these jeweils auch begründbare 
optimistischere Varianten gibt.

Strukturwandel

Eine hervorragende Rolle unter 
den Einflüssen, die im Zusam­
menhang mit skeptischen Ein­
schätzungen der Zukunft ge­
nannt werden, spie lt der Struk­
turwandel. Daß er insofern ein 
Hemmnis für den Wachstums­
prozeß sein kann, als er Investi­
tionsrisiken eigener A rt begrün­
det — eine Unsicherheit darüber, 
was „zukunftsträchtig“ ist — ist 
unbestritten. Die Diskussion um 
den Strukturwandel und seine 
Bedeutung für die künftige W irt­
schaftsentwicklung ist m. E. aber 
enorm vorbelastet dadurch, daß 
in der Öffentlichkeit der Eindruck 
entstehen konnte, es hätte vor­
her keinen oder zumindest einen 
entscheidend langsameren Wan­
del gegeben. Der zuerst ge­
nannte Eindruck wäre natürlich 
völlig falsch; Wirtschaftswachs­
tum ist immer mit Strukturwan­
del verbunden. Zu fragen ist 
allein, ob der Strukturwandel in 
Zukunft schneller als bisher vor 
sich gehen und so wirklich ein 
Problem von neuer Dimension 
werden wird. Der Sachverstän­
digenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwick­
lung hat die Beschleunigungs­
these klar abgelehnt’4).

Ein spezieller Teil des Pro­
blems betrifft den weitwirtschaft-

U) V g l. Sachverständigenrat zur B egut­
achtung der gesam tw irtschaftlichen Ent­
w icklung: Jahresgutachten 1975/76, Z iff. 316.

lieh induzierten Strukturwandel. 
Zweifellos haben sich die welt­
wirtschaftlichen Rahmenbedin­
gungen in den letzten Jahren 
erheblich verändert, seien es die 
Wechselkurse, die Stellung der 
OPEC-Länder, die Zahlungs­
bilanzprobleme wichtiger Abneh­
merländer oder die zunehmen­
den Exporte industrie ller Pro­
dukte durch Entwicklungsländer. 
Dies könnte „das Tempo struk­
tureller Umschichtungen vorüber­
gehend zunehmen“ lassen; aber 
„sowohl die Arbeitskräfte als 
auch das Sachkapital (sind) in 
der Vergangenheit ausreichend 
flexibel gewesen, so daß sie 
entsprechend der Nachfragever­
lagerung ohne größere Probleme 
umgesetzt werden konnten. Dar­
auf kann auch weiterhin vertraut 
werden“ 15).

Internationale
Wettbewerbsfähigkeit

Diese Feststellung w ider­
spricht insofern einer w eit ver­
breiteten Ansicht, als sie die 
internationale Wettbewerbsfähig­
keit der deutschen Wirtschaft 
impliziert. Nach der starken Auf­
wertung der DM im Laufe der 
letzten Jahre habe aber doch, 
so wird vielfach vermutet, die 
Wettbewerbsfähigkeit erheblich 
abgenommen. In der Tat ist der 
erreichte Aufwertungssatz be­
achtlich. Von Ende 1970 — einer 
Zeit, als die DM im allgemeinen 
noch als unterbewertet angese­
hen wurde — bis Ende 1976 be­
trug er 40 % ,6). Doch dies be­
sagt, was oft übersehen wird, 
noch nichts über Veränderungen 
der Wettbewerbsfähigkeit; daß 
es hier ohnehin nur um „preis­
liche“ und „kostenmäßige“ Wett­
bewerbsfähigkeit, also nur um

15) Ifo -Institu t für W irtschaftsforschung, 
Rhein isch-W estfälisches Institut für W irt­
schaftsforschung: D ie  Entwicklung der  
Außenhandelsstruktur, d er Industriestruk­
tur und d e r A u slandsinvestitionen der  
deutschen W irtschaft unter Berücksichti­
gung des Einflusses d er W echselkurs­
änderungen, G utachten im Auftrag des  
Bundesm inisterium s für W irtschaft (noch 
unveröffentlicht) vom Juli 1976, Zusam ­
m enfassung S. X IX .
16) V g l. H W W A -Institu t für W irtschaftsfor­
schung-Ham burg: Konjunktur von m orgen, 
Nr. 481 vom 2 7 .1 .1977 , S. 2.

einen — allerdings sehr wich­
tigen — Aspekt des Problems 
geht, sei angemerkt. Vielmehr 
muß die unterschiedliche Kosten- 
und Preisentwicklung im Inland 
und Ausland mitberücksichtigt 
werden, um ein Urteil über die 
„reale Wechselkursentwicklung“ 
und damit über die Entwicklung 
der preislichen Wettbewerbs­
fähigkeit fällen zu können.

In den gleichen sechs Jahren 
sind aber z. B. die Außenhan­
delspreise in nationaler Währung 
im Durchschnitt der anderen 
Länder um so viel stärker gestie­
gen als die der Bundesrepublik, 
daß so gemessen die „rea le “ 
Aufwertung der DM weniger als 
10 %  betrug 17); dies, wie gesagt, 
gegenüber einem Ausgangs­
stand mit offenkundiger Unter­
bewertung. Daß tatsächlich die 
internationale Wettbewerbsfähig­
keit der deutschen Wirtschaft 
weiterhin beachtlich groß sein 
muß — wobei neben dem preis­
lichen Aspekt natürlich auch 
Sortiment, regionale Absatz­
struktur, Zuverlässigkeit der Lie­
ferung und Service eine wich­
tige Rolle spielen —, zeigt allein 
schon der enorme Aufschwung 
des Exports nach der Rezession.

Dirigistische Tendenzen

Ein Risiko von besonderem 
Gewicht wird vielfach in Tenden­
zen zu mehr Dirigismus in den 
weltwirtschaftlichen Beziehungen 
gesehen. Hier handelt es sich vor 
allem um zwei Problemkomplexe: 
Einmal um die aus ungelösten 
Stabilitätsproblemen einiger In­
dustrieländer entstehende Nei­
gung zu dirigistischer Außenwirt­
schaftspolitik; zum anderen um 
die von Entwicklungsländern 
ausgehenden Bestrebungen zur 
Etablierung einer neuen Welt- 
wi rtsch af tso rd n u ng.

17) V g l. ebenda. Auch d er internationale  
Verg leich  der A rbeitskosten je  Stunde 
unter Einschluß a lle r  N ebenleis tungen, 
bei dem  d ie  B undesrepublik  ungünstig  
abschneidet, besagt nichts über in terna­
tio n a le  W ettbew erbsfäh igke it, so lange d ie  
U nterschiede in d er P roduktivität (Produk­
tion  je  Stunde) nicht m itberücksichtigt 
w erden.
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Die Sorgen um dirigistische 
außenwirtschaftspolitische Nei­
gungen in Industrieländern kon­
zentrieren sich seit geraumer 
Zeit auf einige wenige Länder 
von Bedeutung. Dies sind vor 
allem die beiden notorischen 
„Problemländer“ — so der in­
zwischen eingeführte Termi­
nus — Großbritannien und Italien. 
Ihr Unvermögen zur Herstellung 
interner wirtschaftlicher Stabili­
tät hat zu chronischen Zahlungs­
bilanzschwierigkeiten geführt. 
Außenwirtschaftspolitisch kam es 
so immer wieder zum Rückgriff 
auf dirigistische Maßnahmen der 
Importerschwerung. Doch diese 
Eingriffe in den freien Handels­
austausch sind immer w ieder ge­
lockert oder sogar aufgehoben 
worden — was nicht zuletzt der 
immer wiederholten Gewährung 
internationaler Kredite durch in- 
ter- und supranationale Organi­
sationen (z. B. Weltwährungs­
fonds und EG) und einzelne po­
tente Länder zu verdanken ist.

Daneben gibt es ein generel­
les Problem permanenter Nei­
gung zum Handelsdirigismus, 
wie sie etwa im Stre it um die 
japanischen Export- und Import­
praktiken, um die Agrareinfuh­
ren der EG aus den USA, um das 
vermeintliche Dumping bei der 
Einfuhr von Pkw in die USA, 
um Selbstbeschränkungsabkom­
men für Textilien und Stahl oder 
in verschiedenartigen bürokrati­
schen Einfuhrhemmnissen, wie 
man sie Frankreich nachsagt, 
zum Ausdruck kommt. Dies ist 
Teil einer immerwährenden Aus­
einandersetzung um die vertrag­
liche Zulässigkeit (z. B. GATT- 
Konformität) und ökonomische 
Angemessenheit von Verhaltens­
weisen im Außenhandel. Diese 
Auseinandersetzung hat schon 
immer dann an Schärfe zugenom­
men, wenn die Wirtschaftslage 
einzelner Länder oder gar der 
gesamten W elt schwieriger 
wurde. Doch insgesamt ist eine 
bemerkenswerte Resistenz ge­
gen die Versuchung des Han­
delsdirigismus festzustellen.
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Im Gegensatz zu dieser per­
manenten Auseinandersetzung 
mit dirigistischen Neigungen auf 
dem Felde der internationalen 
Handelsbeziehungen ist die „E r­
klärung über die Errichtung einer 
neuen W eltwirtschaftsordnung“ , 
die von der Vollversammlung der 
UNO am 1. Mai 1974 verabschie­
det wurde, Ausdruck eines ganz 
neuen Sachverhalts18). Hier soll 
nicht der Versuch einer Bewer­
tung der Vorstellungen, Ziele 
und Mittel des Vorhabens „Neue 
Weltwirtschaftsordnung“ gemacht 
werden 19). Es soll vielmehr dar­
auf hingewiesen werden, daß 
dies vorerst lediglich eine Ab­
sichtserklärung ist, deren tat­
sächliche Umsetzung in Maßnah­
men mit Relevanz für die w irt­
schaftliche Entwicklung der Welt 
im allgemeinen und der Bundes­
republik im besonderen noch 
völlig offen ist.

Neue Weltwirtschaftsordnung

In den nächsten Jahren wer­
den sie sicherlich nicht von be­
deutendem Gewicht sein, und 
wie dirigistisch künftige Maß­
nahmen sein werden, hängt nicht 
zuletzt von den Industrieländern 
ab. Ob schließlich der hauptsäch­
lich angestrebte Effekt, nämlich 
eine veränderte internationale 
Arbeitsteilung, von Nachteil für 
die Industrieländer sein wird, 
kann durchaus bezweifelt wer­
den. Er „b ring t nicht nur Vorteile 
für die Entwicklungsländer und 
schafft nicht nur Anpassungs­
zwänge für die Industrie länder. . .  
Je mehr es den Entwicklungs­
ländern gelingt, sich mit Indu- 
striewaren in den internationalen 
Handel einzuschalten, desto mehr 
profitieren die Industrieländer 
als Anbieter von Erzeugnissen, 
die die Entwicklungsländer zur 
Industrialisierung benötigen“ 20).

Spezielle Bedenken im Zu­
sammenhang mit der Diskussion 
um eine neue Weltwirtschafts­
ordnung richten sich gegen Vor­
stellungen über die künftige Ge­
staltung der Weltrohstoffmärkte; 
das Stichwort heißt hier „Inte­

griertes Rohstoffprogramm“ 21). 
Ob es aber überhaupt ein sol­
ches integriertes Rohstoffpro­
gramm geben wird, ist nach dem 
bisherigen Stand der Beratungen 
noch nicht klar; wie es gege­
benenfalls aussehen würde, noch 
weniger.

Eine bedeutende Rolle bei 
Befürchtungen künftiger Fehlent­
wicklungen auf den Rohstoff­
märkten — sowohl Preissteige­
rungen als auch Versorgungs­
unsicherheit — spielt die Vorstel­
lung, es könne in nennenswer­
tem Umfang zu ähnlichen Kar­
tellbildungen wie auf dem Erdöl­
markt kommen. Doch eine Unter­
suchung der Märkte der ver­
schiedenen Rohstoffe ergibt, daß 
kaum ein anderer Rohstoff ähn­
lich gute Voraussetzungen für 
eine Kartellbildung besitz t22). 
(Selbst das OPEC-Kartell verliert 
an Stabilität, wie die gespaltene 
Ölpreisanhebung ab Januar 1977 
zeigt.) Wird auch dies noch in 
Betracht gezogen, dann erwei­
sen sich die Befürchtungen, die 
Bedingungen für die Rohstoffver­
arbeiter könnten sich in abseh­
barer Zeit wesentlich verschlech­
tern, als wenig begründet.

Probleme des Umweltschutzes

Wenn der Umweltschutz als 
ein Risikofaktor für die weitere 
wirtschaftliche Entwicklung an­

18) V g l. Bericht zur Entw icklungspolitik  
d er Bundesregierung (Z w e ite r Bericht), 
B undestagsdrucksache Nr. 7/4293, S. 61, 
besonders S. 62 f.

19) V g l. dazu z. B. W olfgang M i c h a I - 
s k i :  D ie neue W eltw irtschaftsordnung  
— Konzept, ökonom ische Im p likationen, 
w irtschaftliche Konsequenzen, in: Ham ­
burger Jahrbuch für W irtschafts- und G e­
sellschaftspolitik , 1976, S. 105 ff.; Hans  
G I i s m a n n , Paulgeorg J u h I , Bernd 
S t e c h e r :  ökonom ische Im p likationen  
der neuen W eltw irtschaftsordnung, K ie ler  
D iskussionsbeiträge Nr. 46, Februar 1976.

20) G erhard F e l s :  In te rn ationale  Um ­
verte ilung der E inkom m en, in: Rainer  
J o n a s ,  M anfred T i e t z e  (Hrsg.): D ie  
Neuordnung d er W eltw irtschaft, Bonn-Bad  
G odesberg 1976, S. 63 f.

21) V g l. U N C TA D : An In tegrated Pro­
gram m e for Com m odities: The Role of 
M ultila tera l Com m itm ents in In ternational 
C om m odity T rade , G enf, Dezem ber 1974; 
sow ie Dietrich K e b s c h u I I , W in fried  
K ü n n e und Karl W olfgang M e n c K :  
Das in tegrierte  Rohstoffprogram m , H am ­
burg 1977, S. 147.
22) V g l. z. B. Peter K r a u s e :  Das große 
Rohstoifm anöver, Frank furt/M ain  1975, 
S. 274 ff.
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gesehen wird, dann vielfach 
wegen der damit verbundenen 
Kosten und nicht zuletzt wegen 
der Ungewißheit, welchen Um­
fang sie in Zukunft haben wer­
den. Weitgehend übersehen wer­
den dagegen die positiven Aus­
wirkungen auf Wachstum und 
Beschäftigung 23), die allerdings 
im Gegensatz zu den Kosten von 
den Betroffenen kaum zugerech­
net werden können. Eine zu­
nehmende Rolle spielen jedoch 
auch Befürchtungen, daß im Zei­
chen des Umweltschutzes immer 
schwerer zu erfüllende Auflagen 
gemacht werden, die auf eine 
Behinderung der Investitions­
tätigkeit hinauslaufen. Welche 
Bedeutung direkte Eingriffe durch 
Auflagen oder gar Verbote für 
den Investitionsprozeß wirklich 
haben, ist jedoch schwer zu be­
urteilen. Eine Neigung zur Über­
schätzung liegt insofern nahe, 
als das Faktum noch relativ neu 
und die Empfindlichkeit ihm 
gegenüber daher relativ groß ist.

Was die Kosten des Umwelt­
schutzes betrifft, so ist man für 
die bisherige Entwicklung nicht 
nur auf Vermutungen angewie­
sen. Nach einer Studie des Bat­
telle-Instituts betrugen die Auf­
wendungen der Industrie für Um­
weltschutzinvestitionen im Zeit­
raum von 1970 bis 1974 11,4 Mrd. 
DM; davon entfielen allein 6 5%  
auf die Bereiche Chemie, Steine 
und E rden24). Bezogen auf die 
Investitionssumme der Industrie 
im gleichen Zeitraum waren das
6,1 % 25). Doch ein solcher Anteil 
besagt in zweierlei Hinsicht noch 
wenig über den Belastungs­
aspekt.

Einmal sind die Investitions­
aufwendungen nur ein Teil der 
Umweltschutzaufwendungen, und

23) V g l. W erner M e i ß n e r ,  Erich 
H ö d I : Positive ökonom ische Effekte  
des Um w eltschutzes, Gutachten im Auf­
trä g e  des Bundesm inisterium s des In ­
nern, Juli 1976, S. 145.
24) V g l. B a tte lle -In stitu t e. V .: Schätzung  
d er m onetären A ufw endungen fü r Um ­
w eltschutzm aßnahm en bis zum  Jah re 1980, 
in: Um w eltbundesam t, Berichte 1/1976, 
S. 72.
25) Zur Investitionssum m e d er Industrie
vgl. Statistisches Bundesamt: Statistisches
Jahrbuch 1974, S. 216, und 1976, S. 234.

zwar ein überraschend kleiner. 
Nach den Ergebnissen der Bat- 
telle-Studie werden im Zeitraum 
von 1975 bis 1979 Investitions­
aufwendungen von 17,3 Mrd. DM 
Aufwendungen für laufende Be­
triebskosten von 48,6 Mrd. DM 
gegenüberstehen, also fast drei­
mal so v ie l26). Zum anderen 
müssen die Gesamtaufwendun­
gen auf eine umfassendere Be­
zugsgröße bezogen werden; dies 
kann der Umsatz sein. Für die 
Jahre 1975 bis 1979 würde sich, 
ausgehend von den eben ge­
nannten Gesamtaufwendungen 
der Industrie für den Umwelt­
schutz, ein Umsatzanteil von we­
niger als 2 %  ergeben 27). Dies 
ist eine Größenordnung, die 
zeigt, daß die Durchschnittsbela­
stung der Industrie mit Um­
weltschutzaufwendungen relativ 
niedrig ist. Eine Prognose über 
1980 hinaus liegt nicht vor. An­
zeichen dafür, daß die Bela­
stungsquote künftig sprunghaft 
steigen könnte, g ibt es bisher 
jedoch nicht.

Sättigungstendenzen

Die Befürchtung, daß zuneh­
mende Marktsättigung die künf­
tige Nachfrageexpansion eng be­
grenzen wird, ist alles andere 
als neu; aber sie hat während 
der vergangenen Rezession und 
auch im Zusammenhang mit der 
Ölkrise erheblichen Auftrieb be­
kommen. Einerseits ist eine Um­
orientierung der Konsumenten 
angesichts des aufrüttelnden 
„Ölschocks“ vermutet worden, 
der das „Ende der Wegwerf­
gesellschaft“ und damit auch 
eine entscheidende Verringerung 
der Möglichkeiten zur Konsum­
expansion bedeuten werde. An­
dererseits wird immer wieder auf 
den erreichten Sättigungsgrad 
bei verschiedenen langlebigen 
Gebrauchsgütern verwiesen. Was 
die vermeintliche Abkehr der

24) V g l. B a tte lle -In stitu t e. V .: Schätzung  
der m onetären A ufw endungen . . ., a. a. O ., 
S. 82 und 84.
27) 1975 und 1976 nach A ngaben des S ta­
tistischen Bundesam tes, für d ie  fo lgenden  
Jahre e igene Schätzung.

Konsumenten von der vermeint­
lichen Wegwerfmentalität betrifft, 
so wird man es sehr schwer 
haben, im Jahre 1977 einen mar­
kanten Unterschied des Verbrau­
cherverhaltens im ganzen — 
nicht gegenüber einzelnen Pro­
dukten, da hat es immer Verän­
derungen gegeben — etwa im 
Vergleich zu der Zeit vor der 
Ölkrise von 1973 nachzuweisen. 
Was dagegen das Faktum „M arkt­
sättigung“ betrifft, so kann man 
es messen.

Nach einer Erhebung des Sta­
tistischen Bundesamtes über die 
Ausstattung privater Haushalte 
m it langlebigen Gebrauchsgütern 
nach dem Stand von Ende 1975 
ergeben sich für Haushalte mit 
mittlerem Einkommen folgende 
D aten28). 81 ,5%  der Haushalte 
hatten ein Schwarzweiß-Fernseh- 
gerät, aber nur 22,3 %  ein Farb- 
fernsehgerät. 93,6 %  hatten ein 
Rundfunkgerät, aber nur 57,8 %  
ein Tonbandgerät. 95,6%  hatten 
einen Fotoapparat, aber nur
16.7 %  eine Schmalfilmkamera.
98.7 %  hatten einen Kühlschrank, 
aber nur 9,5 %  eine Geschirr­
spülmaschine. Und schließlich 
hatten 90,2 %  ein Fahrrad, aber 
„n u r“ 74,3 %  ein Auto. Diese 
wenigen Gegenüberstellungen 
machen schon deutlich, daß bei 
vielen bedeutenden Gebrauchs­
gütern, die heute das Bedarfs­
bild bestimmen, eine Sättigung 
bei weitem nicht erreicht ist.

Man kann sogar fragen, ob die 
Vorstellung einer irgendwann zu 
erreichenden Sättigungsgrenze 
überhaupt realistisch ist. Zwin­
gend ist sie nur unter Status- 
quo-Bedingungen: bei den heute 
bekannten Gütern wird es früher 
oder später Sättigung geben. 
Doch die Wirtschaft wird immer 
neue Güter anbieten — gerade, 
wenn die schon vorhandenen 
an die Grenzen der Bedarfssätti­
gung zu stoßen beginnen. Was 
es gibt, sind partielle Sättigungs-

28) V g l. S tatistisches Bundesam t: W irt­
schaft und S tatis tik , Nr. 6/1976, S. 342. Das 
zur Verausgabung verfügbare N ettoein­
kom m en des betrachteten Haushaltstyps  
betrug zu d er Z e lt m onatlich 2200 DM .
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erscheinungen. Sie sind eine 
weitere Ursache des Struktur­
wandels, aber ein Wachstums­
hemmnis schlechthin sind sie 
nicht.

Man kann die Liste der Risi­
ken, die für das künftige W irt­
schaftswachstum als bedeutungs­
voll angesehen werden, zweifel­
los verlängern. Insbesondere 
wird hier möglicherweise der 
Hinweis auf „po litische“ — und 
das hieße wohl in erster Linie: 
gesellschaftspolitische — Ten­
denzen vermißt werden. Daß 
diese für den Pessimismus „der 
Wirtschaft“ eine Rolle spielen, 
zeigt sich schon darin, daß nach

der mehrfach erwähnten Befra­
gung des Ifo-Instituts etwa die 
Hälfte der Befragten für die 
nächsten fünf Jahre eine Ver­
schlechterung der „politischen 
Verhältnisse im allgemeinen“ 
befürchteten 29). Was immer das 
heißt — hier artiku liert sich ein 
Unbehagen, das als Bestim­
mungsgrund der Investitionsnei­
gung nicht gering veranschlagt 
werden sollte. „Für die W irt­
schaftspolitik ergibt sich daraus 
die Folgerung, daß alles getan 
werden sollte, um ein investi­

29) lfo-1 nstitut für W irtschaftsforschung: 
Schnelld ienst Nr. 34/1976, S. 7.

30) Ebenda, S. 61.

tionsfreundlicheres Klima zu 
schaffen . . . “ 30).

Der Versuch, bei den verschie­
denen Risiken der pessimisti­
schen Grundhypothese begründ­
bare optimistischere Varianten 
gegenüberzustellen, hat ergeben, 
daß die pessimistische Sicht der 
Dinge alles andere als zwingend 
ist. Vielfach wird die tatsächliche 
Bedeutung der gesamten Fakto­
ren erheblich überschätzt. Daß 
diese Faktoren Risiken darstel­
len, ist nach allem nicht zu be­
streiten. Doch vielfach scheint 
die Neigung zu bestehen, das 
bloße Risiko schon für den veri- 
tablen Schaden zu halten.

Otto Vogel

Ein Konsensus der politischen 
und gesellschaftlichen Kräfte ist notwendig

Professor Schmahl ist zuzu­
stimmen, wenn er das Haupt­

risiko eines Wachstumsdefizits in 
einem unzureichenden Beschäfti­
gungsniveau sieht. Es sollte nicht 
unerwähnt bleiben, daß bei un­
zureichendem Wachstum auch 
andere, ohnehin schon schwie­
rige aktuelle Probleme sich ver­
schärfen würden. Zur Sanierung 
des Netzes der sozialen Sicher­
heit und für die Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte bei­
spielsweise müßten noch ein­
schneidendere Maßnahmen er­
griffen werden, als sie heute 
schon geplant bzw. diskutiert 
werden. Auch die Gefahren für 
unsere freiheitliche Wirtschafts­
und Gesellschaftsordnung, die — 
bei unzureichendem Wachstum — 
aus geminderten beruflichen und 
persönlichen Zukunftschancen 
vieler und einer zunehmenden 
Neigung zum Interventionismus

erwachsen könnten, dürften nicht 
zu niedrig veranschlagt werden. 
Um so mehr ist Prof. Schmahl 
auch darin zuzustimmen, wenn 
er sowohl eine beachtliche Zu­
nahme des realen Sozialprodukts 
als auch — um das Produktions­
potential zu vergrößern — der In­
vestitionen im Unternehmens- 
bereich in einer Größenordnung 
von 8—10 %  bis 1980 für erfor­
derlich hält.

Welche Wachstumsentwicklung, 
auch über das kritische Jahr 1980 
hinaus, notwendig ist, um die 
Beschäftigungsprobleme für den 
Rest dieses Jahrhunderts zu lö­
sen, ist soeben von Bernd Hof 
anhand von Modellrechnungen 
erm ittelt worden '). Danach be­
darf es nicht nur einer durch-

’ ) Erscheint dem nächst als Publikation des 
Instituts d er deutschen W irtschaft (IW ).

schnittlichen Wachstumsrate des 
realen Sozialprodukts von 5,2 %  
im gegenwärtigen Konjunktur­
zyklus (1976-1980), sondern — 
darauf aufbauend — eines wei­
teren jahresdurchschnittlichen 
Wachstums von 4 %  in den 80er 
Jahren, sollen die Beschäfti­
gungsprobleme auch nur einiger­
maßen tolerabel gelöst werden. 
Angesichts des wachsenden Zu­
gangs an Erwerbspersonen ist in 
den Jahren 1980/90 eine durch­
schnittliche Wachstumsrate von 
4 %  notwendig, um die Zahl der 
Arbeitslosen unter die Größen­
ordnung von 800 000 zu senken, 
was eine Erwerbslosenquote von 
unter 3 %  bedeuten würde. 
Schon bei einer Wachstumsrate 
von 3 %  in den 80er Jahren 
würde sich die Zahl der Arbeits­
losen auf rd. 1,5 Millionen und 
die Erwerbslosenquote auf 5,5 %  
verdoppeln.
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Diese Daten aus einer Modell­
rechnung mögen verdeutlichen, 
was generell auf dem Spiel steht 
und wie hoch der Wachstums­
bedarf sowie das sozio-ökono- 
mische Risiko eines Wachstums­
defizits zu veranschlagen sind. 
Es geht nicht nur mehr um posi­
tive Wachstumsraten schlechthin, 
sie müssen vielmehr in den 80er 
Jahren einen ansehnlichen Min­
deststandard von 4 %  aufwei­
sen, kontinuierlich sein und dazu 
noch auf einem aus heutiger 
Sicht sehr günstigen Wachs­
tumsverlauf bis 1980 aufbauen. 
Schon eine geringfügig erschei­
nende Abweichung von einem 
Prozentpunkt Wachstum nach un­
ten, also ein Wachstumspfad von 
immerhin 3 %  in den 80er Jah­
ren, würde die Arbeitslosenquote 
auf einem fatal hohen Stand hal­
ten und natürlich auch das so­
ziale Netz erheblich belasten. 
Selbst ein einziger Prozent­
punkt ist nach der unbefriedigen­
den Investitions-und Wachstums­
entwicklung der letzten Jahre 
keine „quantité négligeable“ 
mehr.

Pessimistische
Wachstumseinschätzungen

Diesem starken sozialökono­
mischen Wachstumsbedarf steht 
ein Investitions- und Wachstums­
klima gegenüber, das an sich — 
gelinde gesagt — nicht eben 
günstig für dessen Realisierung 
ist. Die pessimistischen Einschät­
zungen der künftigen Wachs­
tumsmöglichkeiten, wie sie vom 
Ifo-Institut bei Führungskräften 
der Wirtschaft erm ittelt wurden, 
spiegeln einen generellen Be­
wußtseinswandel wider, der auch 
bei anderen gesellschaftlichen 
Funktionseliten (Wissenschaft­
lern, Technikern, Pädagogen, 
Theologen, Journalisten etc.) 
festzustellen ist. Die apokalyp­
tischen Endzeitvorstellungen des 
„Club of Rome“ , eine sich von 
den ökonomischen Realitäten 
loslösende Lebensqualitätsphilo­
sophie, haben diese neuen Be­
wußtseinshaltungen wesentlich 
mitgeprägt. Sie äußern sich auch

in dem zunehmenden Wider­
stand gegen technischen Fort­
schritt.

Hinzu kommen vermeintliche 
oder tatsächliche Veränderungen 
unserer ökonomischen und politi­
schen Umweltbedingungen, die 
generell als wachstumshemmend 
angesehen werden. Prof.Schmahl 
hat eine Reihe von ihnen kritisch 
überprüft. Seiner zusammenfas­
senden Feststellung, daß „die 
pessimistische Sicht der Dinge 
alles andere als zwingend is t“ , 
kann im Hinblick auf die konkret 
behandelten Tatbestände weit­
gehend zugestimmt werden. Le­
diglich in einem Punkt möchte 
ich eine nuanciert abweichende 
Position vertreten: Hinsichtlich 
der internationalen Wettbewerbs­
fähigkeit der deutschen Volks­
wirtschaft.

Verschlechterte
Arbeitskostenposition

Untersuchungen von Heinz 
Salowsky haben ergeben, daß — 
auf DM-Basis gerechnet — die 
relative internationale Arbeits­
kostenposition der Bundesrepu­
blik seit 1970 wesentlich ungün­
stiger geworden is t2). Im Jahre 
1976 ist die Bundesrepublik, 
wenn auch in starkem Maße 
währungsbedingt, an die erste 
Stelle der großen sechs Indu­
strieländer in der Welt gerückt. 
Sie hat damit erstmals auch die 
USA in der Arbeitskostenposition 
hinter sich gelassen. Sicherlich 
ist Prof. Schmahl zuzustimmen, 
wenn er auf die nicht-preislichen 
Wettbewerbsfaktoren hinweist, 
die gerade für die deutsche In­
dustrie relativ günstig sind. Die 
Entwicklung der Auslandsbestel­
lungen in den letzten Monaten 
beweist dies erneut. Wie die 
Bundesbank kürzlich jedoch zu 
Recht festste llte3), zeigt die seit 
Monaten andauernde Stagnation 
der DM-Exportpreise, daß im Ex­
portgeschäft — anders als frü­
her — für die Überwälzung von 
Kosten kaum noch Spielraum 
vorhanden ist. Dies bedeutet 
nach Ansicht der Bundesbank,

daß die Erträge im Export­
geschäft ungünstiger geworden 
sind. Hinzu kommt, daß die aus­
ländischen Produzenten in einer 
Reihe von Sektoren ihre Anteile 
am Inlandsmarkt weiter aus­
bauen konnten. Der wechsel­
kursbedingte Druck auf Erträge 
und Marktanteile trägt sicherlich 
mit dazu bei, daß im Augenblick 
die Stimmungslage in der deut­
schen Wirtschaft ungünstiger ist, 
als die an den üblichen ökono­
mischen Indikatoren abzulesende 
objektive Lagebeurteilung der 
professionellen Konjunkturdia­
gnostiker ergibt.

Dieser Hinweis auf eine ver­
änderte ertragsmäßige Außen­
handelsposition führt zu einer 
Thematik hin, die auch Prof. 
Schmahl -  vielleicht zu knapp -  
behandelt hat: den Ertragserwar­
tungen als wesentliche Bestim­
mungsgröße für ein investitions- 
orientiertes und investitions­
getragenes Wachstum.

Scharfer Rückgang der Renditen

Die relativ zurückhaltende In­
vestitionsbereitschaft der Wirt­
schaft und die daraus resultie­
renden schmaleren Wachstums­
aussichten für die Bundesrepu­
blik dürften im Kern in einem 
trendmäßigen, durch konjunk­
turelle Faktoren zeitweise zu­
sätzlich verschärften Rückgang 
der Unternehmenserträge ihre 
zentrale Ursache haben. So pro­
blematisch die verfügbaren Ge­
winndaten in ihrer absoluten 
Höhe auch sein mögen: in ihrem 
zeitlichen Verlauf spiegeln sie 
doch die Entwicklung der Unter­
nehmensgewinne bzw. der Ren­
diten ganz zuverlässig wider. 
Die Netto-Umsatzrendite (Jahres­
überschüsse nach Steuern in % 
der Umsatzerlöse) der deutschen 
industriellen Aktiengesellschaf­

2) H e inz S a l o w s k y :  Lohnentwicklung 
in w estlichen Industrieländern, in: Bei­
träge zur W irtschafts- und Sozialpolitik 
des Instituts d er deutschen Wirtschaft, 
Nr. 38/39; d e r s. : Personalzusatzkosten In 
w estlichen Industrieländern , in: Bei­
t rä g e .  . Nr. 40/41; vg l. auch IW-Trends, 
Nr. 1/1977.
3) M onatsberichte d er Deutschen Bundes­
bank, Februar 1977.
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ten, die nach der Bilanzstatistik 
des Statistischen Bundesamtes 
im Zeitabschnitt 1960—1970 noch 
2,9%betrug, ist seit 1970zurück­
gegangen und betrug im Jahre 
1975 noch etwa 1,3 %. Einen 
ähnlichen Verlauf nahm die 
Netto-Eigenkapitalrendite der 
deutschen industriellen Aktien­
gesellschaften. Sie ging von
9,5 % im Jahre 1970 auf 5,1 %  
im Jahre 1975 zurück. Die reale 
Eigenkapitalrendite ging nach 
Prof. Albach sogar von 6,94 %  
im Zeitabschnitt 1960—1967 auf 
2,69% im Zeitraum 1968—1974 
zurück4). Diese Tendenz zur 
Halbierung zeigt auch die Real­
rendite in der gewerblichen W irt­
schaft, wie sie vom Sachver­
ständigenrat auf der Basis der 
volkswirtschaftlichen Gesamt­
rechnung ermittelt w urde5).

Dieser scharfe Rückgang der 
Renditen ist im wesentlichen, 
was auch Prof. Schmahl andeu­
tet, die Kehrseite jener Ver­
schärfung des Verteilungskamp­
fes, der Ende 1969 in der Bun­
desrepublik eingesetzt hat. Er 
schlägt sich in der volksw irt­
schaftlichen Gesamtrechnung in 
einem Anstieg der bereinigten 
Lohnquote (=  Lohnquote bei 
konstant gehaltenem Anteil der 
Arbeitnehmer an den Erwerbs­
tätigen im Jahre 1960) von rd. 
61 % im Jahre 1969 auf 65,2 %  
im Jahre 1975 nieder, was einen 
Umverteilungseffekt von rd. 35 
Mrd. DM bedeutet. Entsprechend 
verschlechtert hat sich auch die 
Eigenkapitalbasis der industriel­
len Aktiengesellschaften, die 
1975 nur noch 31,5 %  der Bilanz­
summe ausmachte. Im Vergleich 
zum Jahre 1968 bedeutet dies 
einen Rückgang um 17,5%.

Unzureichende verteilungs­
politische Kurskorrektur

Der zentrale Sachverhalt trend­
mäßig schrumpfender Rentabili­
tät und Eigenkapitalausstattung 
ließe sich noch mit weiteren Fak­
ten belegen. Nun könnte einge­
wandt werden, daß mit dieser 
Vergangenheitsentwicklung nicht

zwangsläufig auf die Tendenz 
der Zukunftserwartungen und 
damit die Investitions- und 
Wachstumskapazität geschlossen 
werden kann. Dies könnte auch 
m it der im Jahre 1976 eingelei­
teten verteilungspolitischen Kurs­
korrektur zusätzlich begründet 
werden. Nun reicht die 1976 er­
folgte Kurskorrektur, was auch 
der Sachverständigenrat in sei­
nem letzten Gutachten andeu­
te t6), nicht aus, um neue Investi- 
tions- und Wachstumsanreize zu 
schaffen. Vor allem jedoch: Die 
jahrelange Gewinn- und Ren­
ditenschrumpfung hat einen ne­
gativen „Niveaueffekt“ herbei­
geführt, der nicht kurzfristig, 
sondern allenfalls in einer müh­
samen, jahrelangen verteilungs­
politischen Kurskorrektur beho­
ben werden kann.

Um den Niveaueffekt zahlen­
mäßig zu verdeutlichen, sei dar­
auf hingewiesen, daß bei einer 
Netto-Umsatzrendite von 1,3 %  
im Jahre 1975 selbst eine Zu­
nahme der Netto-Gewinne um 
30 %  im Jahre 1976 nur eine An­
hebung der Netto-Umsatzrendite 
auf ein Niveau von 1 ,7%  bedeu­
tet. Um ein „Normalniveau“ an 
investitions- und wachstums­
gerechter Rendite von ca. 3 %  
wieder zu erreichen, müßte eine 
relativ kräftige Gewinnerhöhung 
noch einige Jahre lang fortge­
setzt werden.

Frühere Erfahrungen, nach 
denen schon ein bescheidener 
und dazu noch kurzfristiger Auf­
wärtsknick in der Gewinnentwick­
lung ausreichte, um die Investi­
tionen zu stimulieren, sind an­
gesichts des Niveaueffektes 
nicht mehr realistisch. Dies gilt 
um so mehr, als die gegenwärtige 
lohn-, verteiiungs- und w irt­
schaftspolitische Lage keine hin­
reichende Gewähr für eine all­
mähliche, gesicherte Rückkehr 
zur Normalrendite g ibt und damit 
einer optimistischeren Erwar­
tungshaltung entgegensteht. 
Auch die Vergangenheitserfah­
rung, daß Verletzungen des Sta­
bilitätszieles hauptsächlich zu

Lasten der Investitionen korri­
giert werden, ist noch nicht ver­
gessen. Die Vielzahl investitions- 
dämpfender Maßnahmen — 11 %  
Investitionssteuer, Aussetzung 
der degressiven Abschreibung, 
Stabilitätsabgabe, Hochzinspoli­
tik, Erhöhung der ertragsunab­
hängigen Besteuerung im kurzen 
Zeitabschnitt 1973/74 — hat zu 
mehr als nur einer kurzfristigen 
Beeinträchtigung des Investi­
tionsklimas geführt.

Politik der Wachstumsfürsorge

Diese Situationsanalyse läßt 
nur eine Schlußfolgerung zu: 
Nur wenn es gelingt, auf der 
Basis eines Konsensus der poli­
tischen und gesellschaftlichen 
Kräfte, die Ertragserwartungen 
m ittelfristig zu verbessern, ist 
der sozio-ökonomisch notwen­
dige Wachstumsbedarf zu ver­
wirklichen. Eine Politik der ak­
tiven Wachstumsvorsorge müßte 
vor allem im Bereich der Lohn- 
und Steuerpolitik verteilungspoli­
tisch abgesichert werden, und 
sie müßte darüber hinaus be­
wußt steuerpolitische „incen- 
tives“ für Innovationen, Investi­
tionen und Wachstum setzen, 
öffentliche Investitionspro­
gramme, die im wesentlichen 
nur die Kapazitätsauslastung in 
der Bauwirtschaft verbessern, 
reichen dafür nicht aus. Das 
gleiche g ilt auch für die beab­
sichtigte zaghafte Korrektur der 
ertragsunabhängigen Besteue­
rung, die allenfalls den Zustand 
vor dem 1. 1. 1975 wiederher­
stellt. Es bleibt die Befürchtung, 
daß die politischen und gesell­
schaftlichen Kräfte bei der Lö­
sung der zentralen wirtschafts­
politischen Zukunftsaufgabe, hin­
reichende Voraussetzungen zur 
Realisierung des sozio-ökologi- 
schen Wachstumsbedarfes zu 
setzen, überfordert sind.
*) Horst A l b a c h :  S teuerp o litik  und In­
vestitionsrechnung, in: Investitionen —
Elem ente d er Zukunftssicherung, Deut­
scher Institu ts-V erlag , Köln 1976, S. 153 ff.
5) Sachverständigenrat zur Begutachtung  
der gesam tw irtschaftlichen Entwicklung: 
Jahresgutachten 1976/77, Bundestagsdruck­
sache 7/5902, S. 191.
<■) Ebenda, S. 69 f.
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Rudolf Henschel

Eine Arbeitszeitverkürzung ist unausweichlich

A ngesichts des weltweiten 
Mangels an lebensnotwen­

digen Gütern einerseits und der 
immer rascheren Umwandlung 
unseres Lebensraums in einen 
einzigen lebensfeindlichen Indu- 
striekomplex andererseits mag 
es verlockend sein, über die 
Frage nach dem Wachstums­
bedarf an sich zu philosophie­
ren. Angesichts des gewaltigen 
sozialen Rückstands, den die 
25 %  unserer Bevölkerung mit 
dem niedrigsten Einkommen ge­
genüber dem privaten Verbrauch 
der 5 %  mit dem höchsten Ein­
kommen aufweisen, erscheint es 
auch selbst für hochentwickelte 
Industriestaaten noch sinnvoll, 
einen praktisch unbegrenzten 
Wachstumsbedarf zu unterstel­
len.

Allerdings müssen w ir uns 
auch daran erinnern, daß w irt­
schaftliches Wachstum an sich 
keine sozialen Differenzierungen 
beseitigt und daß soziale An­
sprüche nicht vom jeweiligen so­
zialen Niveau, sondern vom Grad 
der sozialen Differenzierung be­
stimmt werden. Verbrauchsstei­
gerungen erhöhen nicht die so­
ziale Zufriedenheit, wenn gleich­
zeitig die soziale Differenzierung 
zunimmt. Außerdem wird mit 
steigendem Wohlstand — und 
dies g ilt in unserer Gesellschaft 
auch schon für die Bezieher 
niedriger Einkommen — Lebens­
qualität nicht nur durch steigen­
den Güterkonsum, sondern auch 
durch mehr persönliche Freihei­
ten und in diesem Zusammen­
hang auch durch mehr Freizeit 
gekennzeichnet.

Diese Problemvielfalt hat dazu 
geführt, daß das für notwendig 
gehaltene Ausmaß an wirtschaft­
lichem Wachstum meist nur noch 
unter dem Aspekt der Beschäfti­
gungssicherung behandelt wird.

Dieses Ziel der Beschäfti­
gungssicherung ist aber bekann­
terweise nicht von einer be­
stimmten Wachstumsrate, son­
dern allein vom Verhältnis zwi­
schen dem Wachstum der Güter­
produktion und dem der Arbeits­
produktivität abhängig. Wachs­
tumsbedingte Beschäftigungs­
probleme muß es daher immer 
dann geben, wenn es Gründe 
dafür gibt, daß die Arbeitspro­
duktivität rascher ansteigt als die 
Güterproduktion oder der Güter­
konsum.

Vergleichen w ir die langen 
Reihen des wirtschaftlichen 
Wachstums in der Bundesrepu­
blik, so fä llt auf, daß sich von 
1950 bis in die Gegenwart die 
m ittelfristigen Zuwachsraten bei 
allen Wachstumskomponenten 
abgeschwächt haben. Besonders 
auffällig ist dabei aber die Sche­
renbewegung zwischen der Ab­
schwächung der Zuwachsrate 
des Sozialprodukts und der Ar­
beitsproduktivität. Von den Son­
derentwicklungen in Krisenjah­
ren abgesehen, kann für die 
Stundenproduktivität sogar eine 
gewisse Stabilisierung im letz­
ten Jahrzehnt festgestellt wer­
den, während sich die Wachs­
tumsrate des Sozialprodukts 
gerade im letzten Jahrzehnt — 
und besonders deutlich in der 
zweiten Hälfte dieses Jahr­
zehnts — zurückgebildet hat.

Würde man diesen Trend ver­
längern, so müßte bei gleich­
bleibender Arbeitszeit selbst bei 
abnehmender Zahl der Erwerbs­
personen mit einem m ittelfristi­
gen Anstieg der Arbeitslosigkeit 
gerechnet werden. Die in den 
nächsten Jahren zu erwartende 
Zunahme der Erwerbspersonen 
dürfte demgemäß die Gefahr der 
Arbeitslosigkeit zusätzlich erhö­
hen. Da diese negative Entwick­

lung vor allem durch die Ab­
schwächung des Wirtschafts­
wachstums bedingt ist, ste llt sich 
immer w ieder die Frage nach 
einer Strategie der Wachstums- 
beschieunigung, die unmittelbar 
auch eine Strategie der Investi­
tionsförderung wäre.

Ausreichende Investitionsmittel

Ein weiteres Phänomen vor 
allem der letzten Jahre ist je­
doch die Scherenbildung zwi­
schen der Entwicklung der Ein­
kommen, die im Entscheidungs­
bereich der Unternehmen und 
der Selbständigen fü r die private 
Investitionsfinanzierung verfüg­
bar sind, und den privaten Inve­
stitionsaufwendungen. Während 
diese Finanzierungsmasse in den 
Jahren vor 1967 deutlich niedri­
ger war als der private Investi­
tionsbedarf, überstieg diese 
Summe in den letzten Jahren 
die Investitionsfinanzierung ganz 
erheblich, und zwar unabhängig 
von den unterschiedlichen 
Schätzverfahren des privaten 
Konsums der Selbständigen.

Während also früher zusätz­
liche Ersparnisse der Arbeitneh­
mer — und der Rentnerhaus­
halte — bzw. Einkommensüber­
schüsse des Staates zur Finan­
zierung der privaten Investitio­
nen zusätzlich benötigt wurden, 
standen in den letzten Jahren 
„Ersparnisse“ der Unternehmen 
und Selbständigen für Kapital­
anlagen außerhalb des nationa­
len privatwirtschaftlichen Sektors 
in zunehmendem Umfang zur 
Verfügung. Da gleichzeitig auch 
die Sparkapitalbildung in den Ar­
beitnehmer- und Rentnerhaus­
haltungen stark zugenommen 
hat, hätte der erhöhte Kapital­
bedarf der öffentlichen Hand 
eine derartige „M ittelentfrem ­
dung“ nicht erfordert.
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In dieser entscheidenden 
Frage nach den Beziehungen 
zwischen Änderungen der Ein­
kommensverteilung und der Ein­
kommensverwendung bzw. des 
Wirtschaftswachstums sind wir 
allerdings auf sehr grobe Schät­
zungen angewiesen, da konkrete 
Statistiken für diese Zwischen­
beziehungen nicht vorliegen. So­
lange dieser Komplex aber nicht 
besser durchleuchtet ist, ist auch 
jede Behauptung, daß die Löhne 
in der Bundesrepublik überhöht 
wären und eine unterpropor­
tionale Entwicklung der Gewinne 
unser Wirtschaftswachstum blok- 
kiert, unbeweisbar.

Die zuvor aufgezeigte Sche­
renbildung zwischen den beiden 
Einkommens- und Verwendungs­
aggregaten des privaten Unter­
nehmenssektors läßt vielmehr 
vermuten, daß es eher umge­
kehrt sein dürfte. Auch andere 
für unsere bisherige Wirtschafts­
entwicklung typische Besonder­
heiten, wie das bis in die 70er 
Jahre anhaltende überproportio­
nale Wachstum, zu dessen Aus­
lastung immer mehr auslän­
dische Arbeitskräfte benötigt 
wurden, oder unsere überpro­
portionale und noch immer an­
steigende Exportquote oder die 
trotz des überdurchschnittlichen 
Rohstoffbedarfs anhaltend hohen 
Exportüberschüsse sprechen 
ebenso wie die Struktur unserer 
Kapitalbilanz oder die anhaltende 
Aufwertung der D-Mark oder die 
anhaltende Unterauslastung un­
serer Produktionskapazitäten 
auch im Konsumgüterbereich für 
Gleichgewichtsstörungen, die mit 
Sicherheit nicht überhöhte Mas­
seneinkommen oder unterpro­
portionale Gewinnmargen, son­
dern eher das Gegenteil vermu­
ten lassen.

Wer unter diesen Umständen 
das Heil in einer weiterhin über­
proportionalen Gewinnsteige­
rung sucht, muß dafür schon 
sehr spezielle Gründe haben. 
Eine solche Politik überdurch­
schnittlicher Gewinn- und unter­

durchschnittlicher Lohnsteige­
rungen dürfte m it Ausnahme 
einer speziellen Exportstrategie 
unter den gegebenen Bedingun­
gen nur dazu beitragen, daß mit 
zusätzlichen Veränderungen der 
Nachfragestruktur der künftige 
Absatz noch unsicherer und da­
mit das Investitionsrisiko der 
Unternehmen noch größer wird. 
Ein zusätzlicher Investitions­
anreiz kann daher von einer 
solchen Politik nicht erwartet 
werden; m ittelfristig dürften viel­
mehr stärkere Wachstumsein­
bußen zu erwarten sein. Die un­
ter diesen Umständen bei unter­
optimaler Kapazitätsauslastung 
noch getätigten Investitionen 
werden außerdem stärker auf 
Rationalisierung denn auf Ar­
beitsplatzerweiterung ausgerich­
tet sein, so daß das Mißverhält­
nis zwischen Produktionswachs­
tum und Produktivitätsanstieg 
sich zusätzlich verstärken und 
die Freisetzung von Arbeitskräf­
ten noch beschleunigen dürfte.

Trotzdem erscheint es zweifel­
haft, durch eine bloße Umkeh­
rung dieses Konzepts, also durch 
überproportionale Lohnsteige­
rungen, die die Zuwachsrate der 
verfügbaren Nichtlohneinkom­
men übersteigen, die bestehen­
den Wachstumshemmnisse über­
winden zu können. Zum einen 
kann das Nachtragedefizit in 
unserer Volkswirtschaft nicht 
schwerpunktmäßig auf die von 
den Lohneinkommen nachge­
fragten Gütern und den mit der 
Produktionsausweitung dieser 
Güter verbundenen Investitionen 
bezogen werden. Zum anderen 
können auch falsche Strukturen, 
die langfristig abgebaut werden 
müssen, nur allmählich korrigiert 
werden. Die hektischen Schwan­
kungen in den Verteilungspro­
portionen der letzten Jahre, wie 
sie im Gefolge der Rohstoffpreis­
steigerungen und der stabilitäts­
orientierten Gegenstrategien auf­
traten, dürften nicht unwesentlich 
zu der noch immer anhaltenden 
Absatz- und Investitionsunsicher­
heit beigetragen haben.

Angesichts dieser Verhält­
nisse scheint eine möglichst 
große Stabilisierung der Nach­
fragestruktur, auf die auch die 
Verteilungspolitik Rücksicht zu 
nehmen hätte, der einzige Bei­
trag zu sein, der im Interesse 
der Beschäftigungssicherung ge­
genwärtig von der Verteilungs­
politik geleistet werden kann. 
Eine solche „Stabilisierung der 
Nachfragestruktur“ bedeutet aber 
auf jeden Fall, daß die Netto­
realeinkommen der Arbeitneh­
mer nicht hinter den real verfüg­
baren Einkommen aus Unter­
nehmertätigkeit und Vermögen 
Zurückbleiben dürfen.

Negative Wachstumsfaktoren

Unbeantwortet b leibt aber da­
mit die Frage, warum seit Jahr­
zehnten die wirtschaftlichen 
Wachstumsraten in fast allen 
Industriestaaten abnehmen, die 
m ittelfristigen Preissteigerungs­
raten sich beschleunigen und die 
Arbeitslosenquoten sich erhö­
hen. Sicherlich können vom ö l­
schock bis zu den Devisendefi­
ziten traditioneller Abenehmer- 
länder oder von der aufkommen­
den Konkurenz der Entwicklungs­
länder bis zum Verlust eigener 
Standortvorteile durch Änderung 
der Wechselkurse verschiedene 
Fakten genannt werden, die die 
traditionelle Absatzstruktur un­
serer W irtschaft veränderten, 
ohne die Profile künftiger Ab­
satzstrukturen sichtbar werden 
zu lassen. Die zunehmende Sät­
tigung auf Teilmärkten und die 
noch nicht absehbaren Wirkun­
gen neuer Technologien auf tra­
ditionelle Produktionsverfahren 
dürften diese Unsicherheit ver­
stärken.

Auch wenn die Anpassungs­
fähigkeit an veränderte Markt­
situationen ein Wesensmerkmal 
marktwirtschaftlicher Systeme ist, 
so kann das zeitgleiche Zusam­
mentreffen einer Vielzahl sol­
cher Anpassungsprobleme eine 
länger anhaltende Investitions­
unsicherheit bewirken. Vermut­
lich dürfte auch die Auslotung
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der noch vorhandenen Markt­
lücken unter diesen Umständen 
nicht nur zusätzliche Kosten ver­
ursachen, sondern die endgül­
tigen Entscheidungen über neue 
Produktionsziele und damit 
über neue Investitionsvorhaben 
grundsätzlich verzögern.

Steigende Kapitalintensität

Wenig beachtet wurde aber 
bisher, daß die stetige Produk­
tivitätssteigerung m it der damit 
verbundenen Verteuerung der 
Kapital kosten je Arbeitsplatz 
selbst bei gleichbleibenden An- 
passungs- und Absatzproblemen 
das Investitionsrisiko laufend er­
höht. Bei geringer Kapitalinten­
sität kann das Absatzrisiko in 
größerem Umfang durch die Ent­
lassung nicht mehr „benötig ter“ 
Arbeitnehmer ausgeglichen wer­
den. M it steigender Kapitalinten­
sität aber verlagert sich das Ab­
satzrisiko zwangsläufig mehr und 
mehr auf die Kapitalseite, die 
die Zinsen und Kapitalkosten 
unausgelasteter oder in falscher 
Einschätzung der Nachfrage fehl­
investierter Anlagen zu tragen 
hat.

T rifft eine zunehmende Un­
sicherheit über die künftigen 
Absatzstrukturen mit einer stei­
genden Kapitalintensität der 
neu zu investierenden Arbeits­
plätze zusammen, so ist eine 
Abschwächung des w irtschaftli­
chen Wachstums fast unver­
meidlich. Wenn dann noch hinzu 
kommt, daß mit steigender Ka­
pitalintensität zugleich auch der 
Wettbewerbsdruck, der risiko­
reiche Investitionen erzwingen 
könnte, abnimmt, weil die Ein­
stiegskosten in neue Produktio­
nen immer höher ansteigen, be­
günstigt diese Änderung der 
M arktstruktur die Verlangsa­
mung des wirtschaftlichen 
Wachstums zusätzlich, während 
der zunehmende Verdrängungs­
wettbewerb, der für diese Phase 
des Konzentrationsprozesses ty­
pisch ist, andererseits den An­
stieg der Arbeitsproduktivität 
durch verschärfte Rationalisie­
rungsmaßnahmen fördert.

Exportorientierte Strategie

Theoretisch wäre es nahelie­
gend, die vielfä ltig erklärbare 
Erhöhung des Investitionsrisikos 
durch eine Erhöhung der Ge­
winnmargen zu kompensieren, 
wenn damit nicht gleichzeitig 
eine unterproportionale Ent­
wicklung der Masseneinkommen 
und der Endnachfrage verbun­
den wäre, die ihrerseits das In­
vestitionsrisiko erhöht. Dieser 
ungünstige Nebeneffekt einer 
überproportionalen Gewinnstei­
gerung könnte allerdings für 
einige Zeit ausgeschlossen wer­
den, wenn eine aggressive Ex­
portstrategie m it einem gleich­
zeitig stark steigenden Kapital­
export betrieben wird. Der stei­
gende Exportanteil hätte im 
Fall unterproportionaler Lohn­
steigerungen die damit verbun­
dene unterproportionale Entwick­
lung der inländischen Endnach­
frage auszugleichen. Gleichzeitig 
dürfte es aber auch zu keinen 
zusätzlichen Entlassungen im 
Gefolge erhöhter Importe kom­
men. Die bei anhaltend steigen­
den Eportüberschüssen sich er­
gebenden Zahlungsprobleme 
unserer Nachbarländer müßten 
daher durch eine gleichgewich­
tige Erhöhung des Kapital­
exports ausgeglichen werden.

Ein Lohnverzicht zugunsten 
von Unternehmergewinnen, die 
gleichzeitig zum Aufbau konkur­
rierender Arbeitsplätze ins Aus­
land transferiert werden, kann 
keine längerfristige Zustimmung 
finden. Abgesehen davon, dürfte 
diese Strategie auch auf den 
Widerstand jener Länder sto­
ßen, die infolge steigender Im­
portüberschüsse Beschäfti­
gungseinbußen erleiden oder 
bei denen die Kapitalüberfrem­
dung als nationales Problem be­
griffen wird.

Reduzierung der Arbeitszeit

Wenn man eine solche Wachs­
tumsstrategie ablehnt, bleibt 
allerdings nur die Konsequenz, 
sich mit einer langsam vermin­
dernden Wachstumsrate abzu­

finden. Diese Abschwächung 
kann zwar durch Glättung der 
Wachstumszyklen und durch 
Vermeidung struktureller Krisen 
bzw. durch die Konzeptionie- 
rung struktureller Entwicklungs­
ziele im Interesse der Verbes­
serung der Lebensqualität etwas 
abgebremst werden. Die Diskre­
panz zwischen Produktions­
und Produktivitätswachstum 
dürfte damit aber kaum über­
wunden werden. Diese verblei­
bende Diskrepanz, die bei 
gleichbleibender Arbeitszeit Ar­
beitslosigkeit bedingt, kann im 
Interesse der Mehrheit der Be­
völkerung nur dadurch ausge­
glichen werden, daß die Arbeits­
zeit im Durchschnitt a ller Er­
werbspersonen reduziert wird.

Eine gezielte Verlangsamung 
des technologisch bedingten 
Produktivitätsanstiegs würde 
demgegenüber nicht nur die 
gleiche Verminderung der rea­
len Einkommenssteigerung be­
wirken, sondern zusätzlich zu 
der Gefahr, den Anschluß an die 
technische Entwicklung anderer 
Länder zu verlieren, auch die 
mögliche Verbesserung der Le­
bensqualität durch Humanisie­
rung der Arbeitsbedingungen 
und Erhöhung der Freizeit aus­
schließen.

Eine Senkung der durch­
schnittlichen (Lebens-)Arbeits- 
zeit könnte mit einer Verlänge­
rung der Schulzeit oder der Ein­
führung von Bildungsurlaub das 
Bildungspotential erhöhen oder 
mit einer Reduzierung des Ren­
tenalters, einer Verlängerung 
des Jahresurlaubs oder der Ar­
beitspausen zu einer Humani­
sierung des Arbeitsprozesses 
beitragen und den Anstieg der 
Frühinvalidität abbremsen. Eben­
so kann eine vermehrte Teilzeit­
arbeit oder eine Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit das Arbeits­
potential einer veränderten 
Nachfrage anpassen.

Welche Wege hier vorrangig 
in welcher Kombination be­
schriften werden sollen, sollte 
man in einer Demokratie den 
Betroffenen selbst überlassen.
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